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E N D E M A R Z dieses Jahres hat König Fahd von Saudi-Arabien, der Hüter der 
beiden heiligen Stätten, wie sein offizieller Titellautet, erklärt, daß Demokra­
tie mit dem Islam nicht vereinbar sei. Kurz darauf hat sich auch der Emir von 

Kuwait in gleicher Weise geäußert. König Fahd stellte fest: «Islam ist unser soziales, 
politisches und ökonomisches System und das islamische Gesetz verfügt über seine 
eigene vollständige Verfassung.. . , enthält soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche Ge­
rechtigkeit, ein System der Rechtsprechung, einfach alles. Das demokratische System, 
das es in der übrigen Welt gibt, paßt nicht in unsere Region.» Stattdessen hatte er die 
Einrichtung einer beratenden Versammlung (Schura) angekündigt, in der 60 vom 
Herrscher bestimmte Personen über wichtige politische Fragen des Landes beratschla­
gen sollten. Der Emir von Kuwait hatte gemeint, daß man den «Pfad der Demokratie» 
eingeschlagen habe, aber keine Demokratie von außen auf das Land übertragen 
wolle. Hinter ^diesen Bemerkungen stehen natürlich in erster Linie die Versuche der 
herrschenden Familien in den beiden Monarchien, das Rad der Geschichte zurückzu­
drehen. 

ISLAM UND DEMOKRATIE 
Sie hatten ja der einheimischen Bevölkerung nach der irakischen Aggression gegen 
Kuwait eine größere Beteiligung an der politischen Entscheidungsfindung verspro­
chen. Von diesen Versprechungen mußten sie sich nun wieder entfernen, um ihre in 
der Vorkriegszeit übliche uneingeschränkte Herrschaft bewahren zu können. Entspre­
chende Äußerungen waren um so notwendiger, als verschiedene liberale und fort­
schrittliche Gruppierungen in den beiden Ländern sich öffentlich zu Wort gemeldet 
hatten mit dem Ziel, die Erfüllung des Versprechens nach einer stärkeren Beteiligung 
an politischen Entscheidungsprozessen einzufordern. Präzise Äußerungen waren 
zwar in der heimischen Presse nicht möglich gewesen. Doch hatten ägyptische Zeitun­
gen ihre Seiten für die Artikulierung entsprechender Forderungen dieser Gruppe 
geöffnet. Da diese Erwartungen nun wiederum durch den arabischen Dienst von BBC 
in den beiden Monarchien bekannt gemacht wurden, mußten die herrschenden Fami­
lien reagieren. Auch die höchsten religiösen Autoritäten Saudi-Arabiens, die in einem 
Obersten Rat der Religionsgelehrten versammelt sind, wandten sich gegen die ent­
sprechenden Forderungen. Außerdem spielte bei den Reaktionen beider Herrscher­
häuser sicherlich auch der Umstand eine Rolle, daß im benachbarten Iran, der mit 
seinen lange Zeit aggressiv vorgetragenen Vorstellungen eines wahrhaft islamischen 
Staates die arabischen Monarchien am Golf das Fürchten gelehrt hatte, im Frühjahr 
eine vergleichsweise demokratische Wahl stattgefunden hatte, bei der relativ gemä­
ßigte Kräfte die Mehrheit gewonnen hatten. 

Als im vergangenen Jahr die «Front islamique du salut» (FIS) in Algerien bei den 
ersten freien Wahlen seit der Existenz des Staates beträchtliche Stimmengewinne 
erzielte und die Möglichkeit der Machtübernahme dieser radikalen islamischen Grup­
pierung bestand, wurde das Eingreifen des Militärs und die Einsetzung einer durch 
keinen demokratischen Prozeß legitimierten Staatsführung vor allem im Westen be­
grüßt. Die Gegensteuerung erfolgte auf der Grundlage der politischen Befürchtung, 
daß die FIS zwar mit demokratischen Mitteln an die Macht kommen wolle, sich dann 
den demokratischen Spielregeln aber nicht weiter unterwerfen werde. Wie in vielen 
anderen Fällen wurde auch in diesen Diskussionen eine Religion für die Durchsetzung 
von politischen Zielen instrumentalisiert. Die Frage jedoch, ob Islam und Demokratie 
kompatibel sind, ist mit Äußerungen, wie man sie von den arabischen Herrschern oder 
europäischen Kommentatoren hörte, kaum ernsthaft zu diskutieren, geschweige denn 
zu beantworten. Darin sind sich nicht nur westliche Beobachter, sondern auch islami­
sche Gelehrte einig. 
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Natürlich hängt die Beantwortung der Frage nach dem Ver­
hältnis von Islam und Demokratie davon ab, was unter dem 
letzteren Begriff zu verstehen ist. Ist Demokratie eine Staats­
form, in der eine oder mehrere Parteien die Gestaltung der 
politischen Entscheidungen bestimmen? Sind nicht vielmehr 
plebiszitäre Entscheidungsformen .wahrhaft demokratisch? In 
welcher Weise finden Wahlen statt? All das sind Fragen, die in 
den westlichen Demokratien unterschiedlich beantwortet wer­
den und über die immer wieder erbittert gestritten wird. Wenn 
man Demokratie als «institutionalisierte Form der Partizipa­
tion der Bevölkerung eines Landes ah politischen Entschei-
dungsprozessen» definiert, besteht die Möglichkeit, die Frage 
nach der Demokratie im Islam vielleicht zu beantworten. 

Freiheit in der Interpretation des Korans 
Bei derartigen Diskussionen muß jedoch auch immer im Auge 
behalten werden, daß wir es beim Islam mit einem religiösen, 
politischen, kulturellen und gesellschaftlichen System zu tun 
haben, das auf eine Geschichte von 1400 Jahren zurückblickt, 
fast eine Milliarde Anhänger hat und den gewaltigen geogra­
phischen Rahmen von Mauretanien im Westen bis Indonesien 
im Osten, von Zentralasien im Norden bis nach Ostafrika im 
Süden umfaßt, wenngleich der Grad der Islamisierung in den 
einzelnen Regionen recht unterschiedlich sein mag. Den Islam 
gibt es genausowenig wie das Christentum. Komplexe religiö­
se und kulturelle Systeme verfügen über unzählige unter­
schiedliche, sich auch widersprechende Facetten. Die Mög­
lichkeiten der Interpretation von autoritativen Texten, wie sie 
für den Islam der Koran darstellt, sind für die Muslime nahezu 
unbegrenzt. Da sich im Islam ein Lehramt, wie wir es in den 
verschiedenen christlichen Konfessionen kennen, bisher nur 
sehr rudimentär entwickelt hat, sind offizielle Äußerungen 
von einer entsprechenden Verbindlichkeit auch kaum möglich 
oder zu erwarten. 
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Die erste und eigentliche Autorität des Islam ist der Koran, 
das unerschaffene Wort Gottes in arabischer Sprache. Nach 
der Auffassung der Mehrzahl der Muslime sind mit seiner 
Hilfe alle Fragen zu beantworten, denen sich auch der Mensch 
in der modernen Welt gegenübersieht. Es kommt nur darauf 
an, das heilige Buch richtig zu lesen. Angesichts der vorhande­
nen Freiheit der Interpretation kann es nicht Wunder nehmen, 
wenn Naturwissenschaftler in ihm Hinweise auf die Kernspal­
tung gefunden haben, Ärzte auf Bakterien als Krankheitserre­
ger und Politiker auf demokratische, aber auch auf autoritäre 
Regierungsformen. Solange der Prophet Muhammad noch 
lebte, war die Offenbarung Gottes an die Menschheit noch 
nicht abgeschlossen. Nach seinem Tode im Jahre 632 war die 
direkte Leitung der muslimischen Urgemeinde durch den gött­
lichen Willen jedoch nicht mehr möglich. 
Muhammad war aber auch der politische Führer des Staates 
von Medina gewesen. Für seine Nachfolge war keine Vorsorge 
getroffen und es entbrannte ein erbitterter Streit um die reli­
giöse und politische Führungsposition; denn der Koran 
schreibt keine spezielle Form der Bestimmung des Oberhaup­
tes eines islamischen Staates vor. Ein Teil der Gläubigen mein­
te, daß ein Verwandter des Propheten die Leitung der Ge­
meinde übernehmen solle, ein anderer forderte, daß dem be­
sten und würdigsten diese Aufgabe zu übertragen sei. Man 
mag dies nun als die Auseinandersetzung um ein dynastisches 
oder ein demokratisches System ansehen. Entscheidend 
bleibt, daß nur mit einem gewissen Maß an Interpretation eine 
bestimmte Regierungsform aus dem Koran herausgelesen 
werden kann. Die «politische» Vorschrift des Korans, die hier 
immer wieder herangezogen wird, besagt, daß die Muslime 
sich, wenn unter ihnen in einer Frage Differenzen entstehen, 
untereinander beraten sollten. Diese Beratung wird als «Schu­
ra» bezeichnet. 

Prinzip der Einstimmigkeit in Schura und Rechtswesen 
Die Schura ihrerseits ist eine Institution, die vorislamischen 
Ursprungs ist und auf die alten beduinischen politischen Prak­
tiken der arabischen Halbinsel zurückführt. Die beduinischen 
Gesellschaften zeichneten sich und zeichnen sich bis heute 
durch ihre Segmentierung aus. Unter segmentierten Gesell­
schaften versteht man solche, die sich auf einen gemeinsamen, 
natürlich fiktiven Urahnen'zurückführen. Die verschiedenen 
Generationen, die mit zunehmender zeitlicher Entfernung zu 
diesem Vorfahren in ihrer Zahl immer größer werden, sind 
grundsätzlich gleichberechtigt, auch wenn es ökonomische 
und machtpolitische Unterschiede geben mag. Der Führer 
(Scheich) eines Beduinenstammes kann den verschiedenen 
Fraktionen und Clans daher seinen Willen nicht aufzwingen. 
Im Stammesrat (Schura) muß er mit Argumentation, Geschick 
und Überredungskunst die verschiedenen Gruppierungen auf 
seine Linie bringen. Auf dieser konsultativen Basis bilden sich 
Aktionsgruppen für unterschiedliche Unternehmungen vom 
Kriegszug über die Suche nach neuen Wasserstellen bis zu 
Handelsaktivitäten. Durch Mehrheitsentscheidungen der Mit­
glieder der Schura ließen sich die Vertreter der einzelnen 
Gruppen nicht zur Teilnahme an entsprechenden Aktivitäten 
bewegen. Es mußte so lange verhandelt werden, bis alle auf 
die eine oder andere Art zu einer zustimmenden Entscheidung 
gelangt waren. Die Vorstellung, daß dieses Recht auf Beteili­
gung an den EntScheidungsprozessen besteht, läßt sich bis auf 
den heutigen Tag in manchen eher traditionell geprägten Staa­
ten der islamischen Welt feststellen. Mancher Diplomat oder 
bedeutende Wirtschaftsführer aus Europa hat schon mit Über­
raschung feststellen müssen, daß bei seinen Verhandlungen 
mit dem Emir eines der Staaten am arabisch-persischen Golf 
Personen anwesend waren, die weder von ihrer äußeren Er­
scheinung noch von ihrer Beteiligung an den Gesprächen her 
als dem Anlaß angemessen erschienen. Es handelte sich dann 
um Stammesangehörige des Herrschers, die diesem eine be­
sondere Bitte vortragen wollten und dafür auch Zugang zum 
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Emir hatten. Zu festgelegten Terminen wird ihnen dieser per­
sönliche Kontakt gewährt, auch wenn der Herrscher gerade 
mit wichtigen Staatsgeschäften befaßt ist. Bis in die Gegenwart 
gibt es derartige Institutionen des Meinungsaustauschs in ver­
schiedenen islamischen Staaten. 
Nach dem gleichen Prinzip der Einstimmigkeit wie im Stam­
mesrat funktioniert eines der Hauptprinzipien des islamischen 
Rechts, der Konsens. Die vier Quellen des islamischen Rechts 
sind Koran, Prophetentraditionen, Analogieschluß und Kon­
sens. Letzterer geht von der Vorstellung aus, daß die islami­
sche Gemeinde in einer wichtigen Angelegenheit in ihrer Ge­
samtheit nicht gegen den Willen Gottes verstoßen kann. Wenn 
also nach dem Prinzip des Konsenses eine wichtige Frage 
entschieden werden muß, geht es darum, eine einhellige Mei­
nung zu erreichen. Auch hier haben wir es grundsätzlich mit 
einer Praxis der Mehrheitsfindung zu tun, die sich allerdings 
häufig schwer bewerkstelligen läßt. Im Zusammenhang mit 
der Frage von Islam und Demokratie ist es allerdings bemer­
kenswert, daß die Vorstellung, nach der eine Mehrheit die 
Vertreter einer Minderheitsmeinung majorisiert, von vielen 
Muslimen als unislamisch abgelehnt würde. In dieser Denk­
weise liegt wohl eine der zentralen Differenzen in der Vorstel­
lung von der konstitutionellen Partizipation der Bevölkerung 
an der politischen Entscheidungsbildung in einem islamischen 
Staat. Die Vorstellung, daß sich die politische Willensbildung 
durch verschiedene Parteien mit unterschiedlichen Program­
men, die sich miteinander in Konkurrenz um die Gunst der 
Wählerschaft befinden, vollzieht, ist für viele Muslime schwer 
verständlich. Ihr Ideal ist die Einheit der ganzen islamischen 
Gemeinschaft, auch im politischen Sinne. 

Muslimische Theoretiker über westliche Demokratie 
Der Druck des Westens, dem die islamische Welt seit der 
Expedition von Bonaparte nach Ägypten 1798 ausgesetzt war, 
hat dazu geführt, daß muslimische Theoretiker sich immer 
wieder Gedanken über die Anwendbarkeit westlicher Demo­
kratievorstellungen in der islamischen Welt gemacht haben. 
Einer der ersten war der ägyptische Rechtsgelehrte Rifat al-
Tahtawi (1801-1873), der sich von 1826 bis 1831 zu einem Stu­
dienaufenthalt in Paris aufgehalten hatte. Er beschreibt die 
konstitutionelle Situation in Frankreich und führt aus: «Das 
erwähnte Buch, in welchem dieser Kodex niedergelegt ist, 
heißt <Charte>. Das Wort bedeutet im Lateinischen <ein Stück 
Papier>, später wurde es dann im weiteren Sinne auf das Doku­
ment übertragen, in welchem die genauen Gesetzesbestim­
mungen niedergelegt sind. Wir wollen dieses Dokument zitie­
ren, wiewohl viel von seinem Inhalt weder im Buche Gottes 
noch in der Sunna [Traditionen] seines Propheten (über ihn 
Heil und Segen) zu finden ist, auf daß man erkenne, in welcher 
Weise ihre Vernunft den Grundsatz zur Norm erhoben hat, 
daß Gerechtigkeit und Fairness eine der Ursachen für die 
Blüte eines Landes und die Zufriedenheit seiner Bewohner 
sind, und wie sich sowohl Herrscher wie Untertanen von die­
sem Grundsatz leiten ließen, sodaß ihr Land aufblühte, ihr 
Bildungsstand sich erhöhte, ihr Reichtum immer mehr an­
wuchs und allgemeine Zufriedenheit zu herrschen begann. 
Man wird unter ihnen keinen einzigen über Ungerechtigkeit 
klagen hören. Gerechtigkeit ist die Grundlage der zivilisatori­
schen Blüte.» Die Betonung des demokratischen Grundprin­
zips der Gleichheit vor dem Gesetz bedeutet natürlich auch 
eine Kritik an den seinerzeit herrschenden politischen Verhält­
nissen in Ägypten, die man sicherlich mit dem Begriff des 
«orientalischen Despotismus» kennzeichnen kann. Diese-
Gleichheit vor dem Gesetz wird von allen gegenwärtigen isla­
mischen Theoretikern anerkannt. Unklarheit und Uneinigkeit 
herrscht jedoch hinsichtlich der Frage, welche Form der isla­
mische Staat haben sollte. Die konkrete Form, nach der die 
Partizipation der Bevölkerung an den politischen Entschei-
dungsprozessen bewerkstelligt und aus dem islamischen Recht 

'begründet werden kann, ist jedenfalls noch nicht allgemein 

verbindlich beantwortet. Schiitische Rechtsgelehrte aus dem 
Iran meinen, daß die Staatsform nicht vorgeschrieben sei. So 
erklärte bei einem Kolloquium 1985 der bekannte Teheraner 
Religionsgelehrte Dr. Schabastari: «Wir meinen nicht, daß die 
islamische Theorie eine bestimmte Form von Staat festgelegt 
hat und die Muslime gezwungen sind, nur diese Form von 
Staat zu haben . . . Die Grundprinzipien politischen Handelns 
zwischen Muslimen sind von islamischer Seite festgelegt wor­
den, aber welche Form diese Grundprinzipien zu bestimmten 
Zeiten haben sollen, das ist eine Sache, die die Muslime selber 
bestimmen.» Hier wird von dem Grundsatz ausgegangen, daß 
erlaubt ist, was im Koran nicht ausdrücklich verboten ist. 
Damit wäre auch eine Parteiendemokratie möglich. Diesen 
Schritt hat die Islamische Republik Iran bei den jüngsten Par­
lamentswahlen noch nicht vollzogen. Bei dieser Wahl stand 
noch eine Vielzahl von Einzelkandidaten zur Wahl, deren 
politische Zuordnung jedoch möglich war. Es finden sich je­
doch auch Positionen, die der Meinung sind, daß Gegebenhei­
ten und Praktiken, die im Koran nicht ausdrücklich erlaubt 
sind, als verboten angesehen werden müssen. In diesem Fall 
sind komplizierte Argumentationen notwendig, um demokra­
tische Praktiken als islamisch zu kennzeichnen. 

Komplizierte Argumentationen mit Koranstellen 
Man kann dabei von verschiedenen Stellen des Korans ausge­
hen: beispielsweise von Sure 3,159, wo es heißt: «Es ist um der 
Barmherzigkeit Gottes willen, daß du ihnen gegenüber um­
gänglich warst. Wärest du grob und hartherzig gewesen, wären 
sie rings um dich fortgelaufen. So verzeihe ihnen und bitte für 
sie um Vergebung und ziehe sie zu Rate in den Angelegenhei­
ten . . .». Und an anderer Stelle heißt es: «.'.. und die auf ihren 
Herrn hören und das Gebet verrichten, ihre Angelegenheiten 
durch Beratung regeln und von dem, was Wir ihnen beschert 
haben, spenden» (Sure 42,38). Dieses'miteinander Beraten 
konnte als demokratisches Vorgehen interpretiert werden. 
Vorgeschrieben ist nach der Auffassung einiger Gelehrter das 
Khalifat, also die Herrschaft eines dazu religiös wie intellektu­
ell befähigten Mannes. Das bedeutet aber keinen Ausschluß 
demokratischer Prinzipien; denn, so meinte der ägyptische 
Gelehrte Diya al-Din al-Rayyis 1973: «So steht nach der Scha­
ria (islamisches Recht) das Khalifat fest, bzw. seine Notwen­
digkeit und daß es im Islam eine Pflicht darstellt, und zwar auf 
Grund der Beweiskraft des Konsensus, der ein wichtiges Prin­
zip des Islams ist. Die Tatsache, daß die Scharia den Grundsatz 
des Konsensus anerkennt, bedeutet, daß sie den Willen der 
Gemeinde anerkennt, den die zur eigenständigen Entschei­
dungsfindung Befugten in ihrer Mitte zum Ausdruck bringen. 
Diese Tatsache bedeutet ferner, daß dieser Wille heilig und 
unantastbar ist. Nichts könnte beredter das Prinzip verdeutli­
chen, auf welchem die Demokratie beruht. Hiermit kommt die 
islamische Scharia der Theorie eines Rousseau und anderer 
moderner Philosophen der Demokratie zuvor.» 
Einige, wenngleich nicht alle, integristischen Muslime lehnen 
derartige Argumentationen ab. Von besonderer Bedeutung ist 
in diesem Zusammenhang der pakistanische Denker Abu 
1-Ala al-Maududi (gest. 1979). In einem ein wenig verschwom-

• men bleibenden Prozeß soll nach seiner Meinung das Staatsober­
haupt des islamischen Staates gefunden werden, wobei dessen 
islamische Tugenden das wichtigste Entscheidungskriterium 
sind. Er soll als ein gerechter Diktator herrschen, der von der 
Gemeinschaft der Gläubigen seines Amtes enthoben werden 
kann, wenn er gegen die islamischen Prinzipien verstößt. Die 
Vorschriften der Scharia sollen in diesem Staat strikt durchge­
setzt werden. Er nennt sein Staatsmodell «Theodemokratie», in 
der es eine begrenzte Volkssouveränität unter der Allmacht 
Gottes gibt. Es ist nicht weiter überraschend, daß es in diesem 
Staat nur eine Partei geben soll, die Partei Gottes (Hizballah). 
Den Einfluß derartiger Modelle abzuschätzen, ist nicht ganz 
einfach. Schon dieTatsache, daß andere wichtige integristische 
Gruppierungen wie die Muslimbrüder (al-Ikhwan al-Muslimun) 
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eine konstitutionelle, repräsentative Staatsform akzeptieren, 
macht deutlich, daß die Wirkung von al-Maududi begrenzt ist. 
Islamische Staatstheoretiker weisen immer wieder darauf hin, 
daß die direkten Vorschriften des Korans nur einen geringen 
Teil des Gesamttextes ausmachen. Von den ca. 6200 Versen 
des heiligen Buches der Muslime enthalten nur etwa 250 Verse 
solche Anweisungen. Nur zehn von ihnen greifen wiederum 
politische oder wirtschaftliche Themen auf, die sich zudem 
noch wiederholen. Zwar hat idealiter - und im Iran ist das ja 
auch mit der Institution des Wächterrates der Fall - ein Rat 
von Religionsgelehrten darauf zu achten, daß die von einem 
Parlament verabschiedeten Gesetze den Vorschriften des Is­

lams nicht zuwiderlaufen. Doch ist dies in der Mehrheit der 
Entscheidungen mangels koranischer Vorschriften ohnehin 
nicht notwendig. Wie diese religiös unproblematischen Ent­
scheidungen getroffen werden, ist nicht vorgeschrieben. 
Es bleibt festzuhalten, daß es allgemein verbindliche Vorstel­
lungen über die Kompatibilität von Islam und Demokratie 
unter Muslimen heute nicht gibt und wohl in absehbarer Zu­
kunft auch nicht geben wird. Die Einsicht, daß die Möglichkei­
ten der Beteiligung der Bevölkerung an den politischen Ent-
scheidungsprozessen, in welcher Form auch immer, langfristig 
in Rechnung gestellt werden muß, wird aber auch in den 
islamischen Staaten weiter wachsen. Peter Heine, Senden 

«Alles, was ich geschrieben habe, ist zweideutig» 
Das letzte von Isaak B. Singer publizierte Buch «Der Tod des 
Methusalem» erzählt «Geschichten von Glück und Unglück 
der Menschen» - das alte Thema also, das an der Grenze 
zwischen der fast versunkenen Welt der Jiddisch sprechenden 
Juden Osteuropas und Amerikas und der jüngst vergangenen 
Geschichte angesiedelt ist, ja der Gegenwart, wie sie immer 
ist.1 Die Leidenschaften der Menschen, ihr Traum von Liebe, 
ihre Verrücktheiten und Perversionen, Untreue und Verrat, 
auch erschütternde und unglaubliche Treue, Wahn und Spuk 
sind dem pessimistischen und skeptischen Autor, der Scho­
penhauer bewundert, das Immer-Gleiche. Aber er faßt seinen 
Gegenstand in kurze spannende, immer neue Episoden, in' 
Bruchstücke aus erzählten Lebensgeschichten, wie es ihn seine 
Arbeit für jiddische Zeitungen und Zeitschriften in Warschau 
und, von 1935 ab, in New York lehrt, bis er seine Kunstform 
daraus gemacht hat. Die aber, gespiegelt in der letzten Ge­
schichte des Bandes, eben «Der Tod des Methusalem», ist 
ihm, «in bescheidenem Maße», der Versuch, «die Fehler des 
ewigen Baumeisters, in dessen Abbild der Mensch geschaffen 
wurde, zu berichtigen», wie er in seiner «Nachbemerkung» 
schreibt. Was soll das heißen? Vielleichtdie gelassene, realisti­
sche , oft resignative Schilderung der comédie humaine und der 
Protest gegen die Schöpfung, verschmolzen in das Erinnern 
und Erzählen im Horizont des erinnerten, nicht voll geteilten 
jüdischen Glaubens. Das erst wäre der ganze Isaak B. Singer. 
Aber zunächst: Jiddisch, an dem Singer festhält als an seiner 
Sprache, wo die einen jüdischen Schriftsteller längst das neue 
Hebräisch (Ivrith) pflegen wie Samuel J. Agnon und die ande­
ren ihre Nationalsprache gewählt haben wie Franz Kafka, 
Primo Levi oder Ossip Mandeis tarn. Wir wissen kaum, was 
Jiddisch ist. Martin Buber schrieb 1957 über seine Geburtsstadt 
Wien und über das polnische Lemberg, wo er aufwuchs: «... 
nur das Judenviertel rauschte von derbem und zärtlichem Jid­
disch»2, das er wohl kannte, aber links liegen ließ. Über Ge­
dichten Paul Celans steht als Motto ab und zu ein Vers aus 
einem jiddischen Lied, seltsam zwischen Fremdartigkeit und 
Vertrautheit. Es gibt Schallplatten und Bücher mit jiddischen 
Liedern aus den Ghettos von Warschau und Wilna. Kongresse 
für Jiddistik, Institute in Jerusalem oder in Trier etablieren 
sich. Dichtungen wie Abraham Sutzkewers «Griner Akwari-
um/Grünes Aquarium» (1992) erscheinen zweisprachig, Jid­
disch und in deutscher Transkription. In das beginnende Inter­
esse hinein, das sich der versinkenden Sprache zuwendet, 
tauchen LB. Singers Bücher auf, wie Botschaften aus einem 
untergegangenen Kontinent, sofort ins Amerikanische, seinen 
«zweiten Originaltext», übersetzt und aus ihm in die anderen 
Sprachen. Wir kennen Singer nur aus Übersetzungen von 
Übersetzungen. 

1 1 . B. Singer, Der Tod des Methusalem und andere Geschichten vom 
Glück und Unglück der Menschen. Aus dem Amerikanischen von 
E. Otten. Hanser Verlag, München 1992, 248 Seiten, DM 36,-. 
2 Erinnerung, in: M. Buber, Nachlese. Heidelberg 1965. 

Ein Funken Hoffnung 
Singers Themen in dem vorliegenden Band sind dieselben wie 
in den früheren Geschichtenbänden. Da ist «Der Jude aus 
Babylon» - ein kabbalistischer Heiler und Zauberer, verfemt 
und wegen seiner Kraft gesucht, den das Okkulte schließlich 
einholt und verdirbt, die Dämonen, nicht anders als in dem 
frühen Roman «Satan in Goraj» (1934). «Die fehlende Zeile» 
läßt an Spuk denken, findet aber eine ganz einfache Erklärung 
- der Gegensatz zwischen dem leichtgläubigen frommen Vater 
und der kühlen, skeptischen Mutter klingt an wie in «Eine 
Kindheit in Warschau» (deutsch 1981). «Verkleidet» ist die 
Geschichte einer traditionellen, also arrangierten Ehe: Ein 
Talmudstudent verläßt seine junge Frau und verschwindet; sie 
findet ihn nach längerer Zeit als Transvestiten, mit einem 
Mann zusammenlebend. In «Der Einsiedler» erzählt ein Pilger 
in einer Winternacht im Lehrhaus den anderen Obdachlosen 
seine Geschichte, wie ihn die Erschütterung über die mögliche 
Untreue seiner Frau, ja aller Frauen, dazu gebracht hat, als 
Einsiedler zu leben; freilich hat er es ja selber mit der Treue so 
genau nicht genommen. Auch die anderen Geschichten des 
Bandes stellen das übliche Panoptikum der Geschichten­
sammlungen Singers vor, ob sie nun «Leidenschaften. Ge­
schichten aus der neuen und der alten Welt» (dtv 1492,1979) 
heißen oder «Der Kabbaiist vom East Broadway» (deutsch 
1976). Manchmal spielt eine Erzählung ganz im alten Polen,. 
manchmal ist die nationalsozialistische Verfolgung der Hori­
zont, von dem die Davongekommenen ganz selbstverständlich 
reden, wie nebenbei und umso bedrückender. 
Neu ist vielleicht, daß Singer öfter als Zuhörer auftritt, dem 
eine Geschichte erzählt wird, sei es von Tante Jentl oder Tante 
Genendel, sei es von irgendeinem Unbekannten auf dem 
Schiff oder einem Bekannten im Café, der für seine Geschich­
ten berühmt ist; so entsteht der Eindruck von dem Authenti­
schen einer Lebensgeschichte aus der immer spürbaren Phan­
tastik des Autors. Die romanhafte, breit ausmalende Fiktion 
des allwissenden Erzählers tritt zurück, der Vorgang des Er­
zählens und Hörens, Ursprung von Singers Geschichten und 
Grundmuster der Überlieferung überhaupt, wird deutlicher. 
Daß in den Erzählungen des Bandes immer wieder Singer-
Leser auftauchen, muß nicht Alters-Eitelkeit sein; es könnte 
auf den Rettungs- und Hoffnungswert des Schreibens und 
Lesens hinweisen: Die Geschichte «Ein Guckloch im Tor» 
erzählt ein von seiner Braut Betrogener (und seinerseits Be­
trügender) auf der Überfahrt nach Argentinien, der nicht 
mehr an die Treue einer Frau und auch nicht mehr an Gott zu 
glauben meint; aber als er den Autor Singer erkennt, den zu 
treffen er sich lange gewünscht hatte, sagt er: «Wenn mir dies 
auf dem Schiff geschehen konnte, dann gibt es doch einen 
Gott.» Das ist gewiß nicht als «frommer» Beweis zu verstehen, 
aber eben doch ein Funken Hoffnung. 
Von der letzten Erzählung «Der Tod des Methusalem» sagt 
Singer im Nachwort, er habe sie nicht wie die anderen geplant. 
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«Sie schrieb sich beinahe <automatische» Ist sie ein letztes 
Wort, eine Summe, ein Schlüssel seines Werkes? - Methusa­
lem, der älteste Mensch (Gen 5,27) liegt im Sterben. In seinen 
Phantasien sieht er Naama, seine frühere Geliebte. Sie redet 
mit ihm und nimmt ihn mit in die Stadt Kains, wo sie mit einem 
gefallenen Engel lebt. Es ist die Stadt der Mörder, der Dunkel­
heit, die Stadt Satans und der Lilith. Sie führt ihm das Gesetz 
dieser Stadt vor, das Bosheit ist und Verhöhnung Gottes. Sie 
lockt Methusalem, bei ihr in der Stadt des Teufels zu bleiben. 
Aber der alte Mann lehnt ab, er will heim, und er will sterben. 
Sein Enkel Noah baut bereits an der Arche, denn die Sintflut 
wird kommen. 

Biblische Schöpfungsgeschichte als Matrix 
Die Erzählung, als solche eher schwach, will als Parabel gele­
sen sein. «Die Erschaffung des Menschen wurde für Gott eine 
Enttäuschung.» Er mußte sein Werk, das verdorben war, in 
der Sintflut zerstören. Die Verderbnis sei nach Talmud und 
Midrasch eine sexuelle gewesen. «Dennoch gibt es einen Fun­
ken Hoffnung, denn Methusalems Enkel, Noah, hat die Auf­
gabe unternommen, durch seine Arche die Menschheit vor 
vollständiger Vernichtung zu bewahren.» 
Singer sagt (im Nachwort), wann immer er über den Menschen 
und seine Enttäuschung über seine eigene Kultur nachdenke, 
gehe er zur biblischen Schöpfungsgeschichte zurück («Der Tod 
des Methusalem» ist in vielen Details aus Gen 4-6 zu belegen). 
In dem Buch «Ich bin ein Leser. Gespräche mit Richard Bur­

gin» (1988, dtv 10882) sagt er von sich ausdrücklich, er glaube 
an Gott, ja sogar: «Wenn ich Probleme habe, bete ich. Und da 
ich immerzu Probleme habe, bete ich fast andauernd.» Das 
heißt aber keineswegs, daß er ein traditionell Frommer sei 
oder gar ein Chassid; er bleibt bei seinen Zweifeln und seiner 
Unsicherheit, die er keinem religiösen System opfert. Er 
schreibt mit. voller Absicht so, daß es eine logische, realisti­
sche, psychologische Erklärung einer Geschichte gibt und zu­
gleich eine «mystische»; was immer «mystisch» heißen soll, es 
bedeutet jedenfalls eine Beziehung zum Göttlichen. «Alles, 
was ich geschrieben habe, ist zweideutig», sagt er in «Ich bin 
ein Leser». Das könnte die Spur sein, auf die «Der Tod des 
Methusalem» den aufmerksamen Leser setzt. Alle die prallen, 
von sexueller Liebe, von Untreue und Verrat, von Verrückt­
heiten und Perversionen vollen Geschichten Singers haben 
einen Überhang über ihre Realistik hinaus. Weniger die gro­
ßen Romane, aber sicher die kürzeren Geschichten haben die 
Struktur von Parabeln, die der mit der Symbolsprache der 
Bibel vertraute Leser ohne viel Mühe entschlüsselt.3 Singer 
bewegt sich in zwei Sprachen: in der seiner religiösen Kindheit 
und der Tradition, andererseits in der von dem sehr nachvoll­
ziehbaren Zweifel seiner späteren Jahre geprägten. 

Lorenz Wachinger, München 

So auch C. Magris, Kein Unglück, ein Gespenst zu sein (über I. B. 
Singer), in: DU. Heft 10, Oktober 1990. Das ganze Heft ist LB. Singer 
gewidmet. 

«Ein Kontinent in den Zeiten der Cholera» 
Zum zweiten Kongreß «Sozialer Wandel und christliches Denken in Lateinamerika» . 

«Als Ausgangspunkt meiner Beschreibung der Entwicklung 
der theologischen Reflexion in Lateinamerika während der 
letzten zwanzig Jahre wähle ich eine Darstellung der Befrei­
ungstheologie. Sie ist heute die einzige theologische Richtung 
in Lateinamerika, die autochthon ist, und sie ist heute der 
Bezugspunkt jeder theologischen Diskussion auf dem latein­
amerikanischen Kontinent.» Mit diesen Worten erläuterte 
João B. Libânio (Brasilien) seine methodische Position zu 
Beginn des «Panoramas der Theologie Lateinamerikas in den 
letzten zwanzig Jahren», das er am Zweiten Internationalen 
Treffen «Sozialer Wandel und christliches Denken in Latein­
amerika» in El Escorial bei Madrid (29. Juni bis 4. Juli 1992) 
gehalten hat. Zwanzig Jahre nach dem ersten Treffen vorge­
tragen, auf dem die Befreiungstheologie nicht nur zum ersten 
Mal über Lateinamerika hinaus internationale Aufmerksam­
keit fand, sondern auch entscheidende Impulse für ihre Wei­
terentwicklung und Verbreitung in Lateinamerika erhielt,1 

ging es J. B. Libânio nicht um eine Bilanz, sondern um eine 
Erläuterung des Zusammenhangs, wie die lateinamerikani­
schen Befreiungstheologen in der Weiterentfaltung und Re­
zeption ihrer theologischen Reflexion auf die Veränderungen 
der kirchlichen, ökonomischen, gesellschaftlichen und politi­
schen Situation reagiert haben. Versteht sich doch Befreiungs­
theologie als Reflexion jener befreienden Praxis von Christen, 
welche die jeweilige historische Konstellation als «Zeichen der 
Zeit» (und damit als Anruf Gottes) zu verstehen und als Her­
ausforderung für ein veränderndes Handeln zu begreifen ver­
sucht. 

1 Beide Kongresse wurden vom Instituto Fe y Secularidad in Madrid veran­
staltet. Die Akten des ersten Kongresses (7. bis 15. Juli 1972) sind veröf­
fentlicht worden: Instituto Fe y Secularidad, Hrsg., Fe cristiana y cambio 
social en America latina. Encuentro de El Escorial, 1972. Ediciones Sigúe­
me, Salamanca 1973; Eine Auswahl der Vorträge liegt in französischer 
Übersetzung vor: E. Dussel, u.a., Les luttes de libération bousculent Ia 
théologie. Edition Cerf, Paris 1973; Zum diesjährigen Kongreß vgl. auch 
den einführenden Artikel: J. Gómez Caffarena, «Escorial II». Sentido de 
una convocatoria, in: Éxodos. Nr. 14, Juli 1992, S. 60f. 

Gemäß einem solchen methodischen Selbstverständnis spiel­
ten auf dem Madrider Treffen jene Referate und Diskussionen 
eine entscheidende Rolle, in denen die theologische Selbstver­
gewisserung und die Diskussion neuer Perspektiven im Vor­
dergrund standen. Mit dem Ende des Staatssozialismus in 
Osteuropa verlor für die Lateinamerikaner nicht nur ein zum 
westeuropäischen und nordamerikanischen Kapitalismus al­
ternatives Paradigma für Wirtschaft und Politik seine Plausibi­
lität. Mit dem damit gegebenen Ende des Ost-West-Gegensat­
zes verstärkte sich gleichzeitig der hegemoniale Drück der 
USA auf den lateinamerikanischen Kontinent. Javier Goro­
stiaga (Nicaragua) wies in Madrid mehrfach darauf hin, daß 
die damit gegebene Krise einer alternativen Vision von Gesell­
schaft und Geschichte ihre Wurzel in ökonomischen Verände­
rungsprozessen hat, die durch ihre Schnelligkeit und ihre Ra­
dikalität die' politisch-sozialen und wirtschaftlichen Hand­
lungsmöglichkeiten des nächsten Jahrzehnts bestimmen wer­
den. Neben die wachsende Konzentration des Kapitals auf 
immer weniger Staaten und ihre Bevölkerung tritt eine neue 
technologische Revolution, die im Verlaufe ihrer Entwicklung 
immer weniger Rohstoffe und immer weniger Arbeitskraft 
braucht. In diesem Kreislauf der Produktion verliert die Dritte 
Welt zunehmend an Bedeutung, während gleichzeitig die mit 
der neuen technologischen Revolution gegebene Wirtschaft 
zum ersten Mal in der Geschichte einen totalen Weltmarkt 
schaffen wird, dem keine nationale Volkswirtschaft sich ent­
ziehen können wird. Die zunehmende Verelendung der Bevöl­
kerungsmehrheiten in den lateinamerikanischen Ländern im 
vergangenen Jahrzehnt - J. Gorostiaga sprach von «einem 
Kontinent in den Zeiten der Cholera» - ist der Preis, der für 
diese Entwicklung bislang bezahlt wurde und weiterhin be­
zahlt werden wird.2 J. Gorostiaga bezeichnete diese Entwick-

2 J. Gorostiaga verwies in seinem Referat dabei ausdrücklich auf den 
diesjährigen Bericht des UN-Entwicklungsprogramms (UNDP): Informe 
sobre desarrollo humano. El abismo de la desigualdad, in: El Día. Suple­
mento No. 124 (18. Mai 1992). 
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